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Antrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Karl Freller, Er-
win Huber, Oliver Jörg, Markus Blume, Jürgen 
Baumgärtner, Dr. Otmar Bernhard, Alex Dorow, 
Dr. Thomas Goppel, Petra Guttenberger, Christine 
Haderthauer, Hans Herold, Dr. Florian Herrmann, 
Michael Hofmann, Klaus Holetschek, Dr. Gerhard 
Hopp, Sandro Kirchner, Bernd Kränzle, Manfred 
Ländner, Martin Neumeyer, Walter Nussel, Tobias 
Reiß, Eberhard Rotter, Heinrich Rudrof, Berthold 
Rüth, Martin Schöffel, Tanja Schorer-Dremel, 
Dr. Harald Schwartz, Jürgen Ströbel, Walter Tau-
beneder, Prof. Dr. Gerhard Waschler, Mechthilde 
Wittmann und Fraktion (CSU) 

Ergebnisse des Runden Tisches Medienpolitik 
umsetzen 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Landtag unterstützt die Initiative der Staatsre-
gierung, die vom Runden Tisch Medienpolitik be-
nannten Handlungsfelder und -empfehlungen als 
Anliegen bayerischer Medienpolitik aufzugreifen 
und in die Diskussions- und Entscheidungspro-
zesse auf Landes-, Bundes- und Europaebene 
einzubringen. Dies gilt vor allem für die laufenden 
Beratungen der Bund-Länder-Kommission zum 
Thema „Konvergenz der Medien und regulatori-
sche Folgen“ und für die Weiterentwicklung des 
Bayerischen Mediengesetzes.  

2. Der Landtag begrüßt insbesondere die auch auf 
Landesebene umzusetzenden Vorschläge des 
Runden Tisches Medienpolitik, 

─ die Regelungen zu Beteiligungen und zur Zu-
lässigkeit von Senderverbünden bei bayeri-
schen Rundfunkanbietern dem Wunsch der 
Branche entsprechend flexibler zu gestalten, 
um mehr Kooperationen zu ermöglichen und 
damit heimische Medienunternehmen zu stär-
ken, damit sie den zunehmenden Anforderun-
gen des Wettbewerbs gerecht werden können 
und dadurch die publizistische Vielfalt langfris-
tig gesichert werden kann, 

─ das derzeitige System der Plattformregulie-
rung zu evaluieren, um bestehende Ungleich-
behandlungen von Plattformen im Wettbewerb 
abzubauen, Übertragungsverpflichtungen im 
Bereich der analogen Technik auf den Prüf-

stand zu stellen und die Meinungsvielfalt 
durch ein System der bevorzugten Auffindbar-
keit relevanter Angebote auch in der digitalen 
Welt zu gewährleisten.  

─ Zulassungsvorschriften, die derzeit lineare 
Rundfunkangebote gegenüber dem Internet 
benachteiligen, sowie bestehende Vorgaben 
für private Rundfunkanbieter zu Programmin-
halten und Übertragungswegen zu überprüfen 
und Genehmigungsverfahren zu vereinfachen, 
um die unterschiedliche Regulierung gleicher 
Inhalte abzubauen und den Rundfunkanbie-
tern unter Wahrung grundlegender rechtlicher  
Standards (z.B. bei Jugendschutz, Daten-
schutz etc.) mehr Gestaltungsmöglichkeiten 
zu eröffnen. 

3. Der Landtag begrüßt, dass der in Bayern behei-
matete nationale TV-Anbieter und die Zeitungs-
verleger bzw. regionalen Rundfunkanbieter bilate-
rale Gespräche aufnehmen, um bei der Frage ei-
ner regionalisierten Werbung in bundesweit lizen-
sierten Fernsehprogrammen eine Lösung im Kon-
sens zu finden.  

 

 

Begründung: 

Angesichts von Digitalisierung, Medienkonvergenz 
und Internationalisierung steht die Medienbranche 
weltweit vor großen Herausforderungen. Die Digitali-
sierung führt zu einer Aufhebung der Grenzen zwi-
schen den einzelnen Übertragungswegen und Medi-
engattungen, die hierzulande aber vielfach noch völlig 
unterschiedlichen Regularien unterworfen sind. Inter-
nationale digitale Medienkonzerne üben einen zu-
nehmenden Wettbewerbsdruck auf die Medienbran-
che in Bayern – von den hier beheimateten nationalen 
TV-Veranstaltern über die regionalen und lokalen 
Rundfunkanbieter bis hin zu den Zeitungsverlagen – 
aus, ohne einer vergleichbaren rechtlichen Regulie-
rung z.B. bei Zulassung und Lizenzierung, bei den 
Übertragungsverpflichtungen (sog. Must-Carry-Rege-
lungen), beim Jugendmedienschutz oder beim Wett-
bewerbs- und Kartellrecht zu unterliegen.   

Diese Situation verlangt von Politik und Gesellschaft 
neue Antworten, wie Meinungs- und Angebotsvielfalt, 
Chancengleichheit im Wettbewerb sowie grundlegen-
de Wertvorstellungen bei Jugend- und Datenschutz, 
bei Urheber- und Persönlichkeitsrechten auch in Zu-
kunft gewährleistet werden können.  
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Dazu sind in vielen Bereichen neue regulatorische 
Rahmenbedingungen erforderlich. In erster Linie be-
deutet dies eine Überprüfung der bestehenden Vor-
schriften, inwieweit sie noch zeitgemäß und zur Siche-
rung der Medienvielfalt erforderlich sind. Um zuneh-
mende Wettbewerbsnachteile für heimische Medien-
unternehmen infolge einer Ungleichbehandlung bei 
der Regulierung zu vermeiden und ihnen neue Ent-
wicklungsmöglichkeiten und innovative Geschäftsmo-
delle zu eröffnen, bedarf es vielfach der Deregulierung 
und der Vereinfachung von Verfahren und Zuständig-
keiten. 

Der Runde Tisch Medienpolitik in Bayern, der auf 
Initiative von Ministerpräsident Horst Seehofer nach 
den Medientagen München 2012 ins Leben gerufen 
wurde, um im Dialog zwischen den wichtigsten Akteu-
ren der Medienbranche in Bayern den aktuellen Hand-
lungsbedarf in den einzelnen Bereichen der Medien-
politik zu identifizieren, hat insoweit konkrete Hand-
lungsempfehlungen für eine zeitgemäße Medienord-
nung erarbeitet. 

Diese Ergebnisse wurden bei den Medientagen Mün-
chen 2014 vorgestellt. Sie enthalten in vielen Berei-
chen vom Urheberrecht und Jugendmedienschutz, 
über die Fragen der Werbung, der Medienkonzentra-
tion und der Plattformregulierung bis hin zu den Auf-
sichtsstrukturen konkrete Vorschläge an die Politik. 
Die übergreifende Zielsetzung dieser Vorschläge, alle 
Regulierungsbereiche grundlegend zu überdenken, 
nicht mehr zeitgemäße Beschränkungen und Asym-
metrien in der Medienordnung abzubauen und da-
durch mehr Freiräume für die Entfaltung kreativer Po-
tenziale und unternehmerischer Innovationen zu er-
öffnen, um den Medienstandort Bayern im internatio-
nalen Wettbewerb zu stärken, ist zu begrüßen. 

Dementsprechend soll auch bei der Frage einer regi-
onalisierten Werbung in bundesweit lizensierten Fern-
sehprogrammen eine konsensuale Vereinbarung zwi-
schen den Beteiligten Vorrang vor regulatorischen 
Maßnahmen haben, wie es der Bayerische Landtag 
durch Beschluss vom 7. Mai 2015 (Drs. 17/6474) be-
reits zum Ausdruck gebracht hat. 

Soweit die Handlungsvorschläge vom Runden Tisch 
im Konsens verabschiedet wurden und damit die ge-
meinsamen Interessen der Branche abbilden, sollten 
sie daher von der Politik auf der jeweils zuständigen 
Ebene aufgenommen und geprüft werden und 
schnellstmöglich in konkrete Initiativen münden. Die 
von der Bundesregierung und den Ministerpräsiden-
ten der Länder eingesetzte Bund-Länder-Kommission 
zum Thema „Konvergenz der Medien und regulatori-
sche Folgen“ eröffnet die Chance, wesentliche Anlie-
gen des Runden Tisches umzusetzen. Diese Chance 
sollte der Freistaat Bayern im Interesse seiner heraus-
ragenden Medienvielfalt ergreifen und parallel seine 
rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten auf Landesebe-
ne zur Umsetzung der Vorschläge nutzen. 


